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2. Instanz
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Datum 11.08.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger Anspruch auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung hat.

Der 1960 in der T. geborene KlÃ¤ger lebt seit 1980 in Deutschland und hat hier als
Fabrikarbeiter, Landarbeiter, StraÃ�enbauarbeiter und LKW-Fahrer gearbeitet. Er ist
seit 2004 nicht mehr erwerbstÃ¤tig und bezieht seit 2005 Arbeitslosengeld II.

Nach einem Herzinfarkt wurde im November 2012 eine Ballonaufdehnung und
Stentimplantation in den Herzkranzarterien (PTCA/DES) durchgefÃ¼hrt. Danach
absolvierte er eine Anschlussheilbehandlung in den S. Kliniken, aus der als
arbeitsfÃ¤hig fÃ¼r leichte bis mittelschwere Arbeiten entlassen wurde.

Am 23. Mai 2013 beantragte er bei der Beklagten eine Rente wegen
Erwerbsminderung und begrÃ¼ndete diesen mit seinem erlittenen Herzinfarkt
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sowie mit Schmerzen am Bewegungsapparat, Schlaflosigkeit, Ã�ngsten,
Depressionen und Konzentrationsmangel.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 28. Juni 2013 ab, da die
medizinischen Ermittlungen ergeben hÃ¤tten, dass das LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers nicht aufgehoben sei. Mit seinem Widerspruch wies der KlÃ¤ger vor allem
darauf hin, dass seine psychischen Probleme nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt
worden seien.

Die Beklagte holte daraufhin aktuelle Befundberichte der behandelnden Ã�rzte ein
und beauftragte den Facharzt fÃ¼r Innere Medizin/Sozialmedizin Dr. E. mit der
Erstellung eines Gutachtens. Dieser gelangte nach Untersuchung des KlÃ¤gers in
seinem Gutachten vom 16. April 2014 zu den Diagnosen einer koronaren
3-GefÃ¤Ã�erkrankung mit 2012 durchgemachtem Herzhinterwandinfarkt und
erfolgreicher GefÃ¤Ã�stÃ¼tzversorgung und normaler Herzpumpfunktion,
chronischen Nacken-RÃ¼cken-Beschwerden ohne wesentliche
BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule bei altersentsprechenden
VerschleiÃ�erscheinungen sowie einer Ã¤ngstlich-depressiven Symptomatik mit
somatoformer StÃ¶rung. Der KlÃ¤ger sei damit in der Lage, werktÃ¤glich sechs
Stunden und mehr leichte kÃ¶rperliche Arbeiten ohne besonderes
Stressaufkommen, ohne Nachtschicht, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken oder Heben und
Tragen von Lasten oder lÃ¤ngerdauernde Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule zu
verrichten.

Des Weiteren erstellte der Facharzt fÃ¼r Nervenheilkunde Dr. G. auf Veranlassung
der Beklagten nach Untersuchung des KlÃ¤gers ein Gutachten vom 1. September
2014. Er stellte bei dem KlÃ¤ger eine leichte depressive Episode fest, die zu keiner
Leistungsminderung fÃ¼hre. Er kÃ¶nne aus nervenÃ¤rztlicher Sicht eine leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeit im Umfang von sechs Stunden und mehr tÃ¤glich
ausÃ¼ben.

Die Beklagte wies den Widerspruch daraufhin mit Widerspruchsbescheid vom 3.
September 2015 zurÃ¼ck.

Mit seiner dagegen am 30. September 2015 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
vorgetragen, er leide an einer mittelgradigen Depression und einer somatoformen
SchmerzstÃ¶rung. Dieser Zustand habe sich im Laufe der Jahre weiter
verschlechtert. Bei starken Schmerzen habe er suizidale Gedanken. Auch von Seiten
des Herzens sei er nicht mehr belastbar.

Das Sozialgericht hat aktuelle Befundberichte der behandelnden Ã�rzte eingeholt
und den Facharzt fÃ¼r Psychosomatik und Psychotherapie sowie Psychiatrie und
Psychotherapie Dr. H. mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Dieser hat
nach Untersuchung des KlÃ¤gers unter dem 25. September 2017 eine Angst und
depressive StÃ¶rung gemischt sowie eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit
somatischen und psychischen Faktoren diagnostiziert. Der KlÃ¤ger sei damit in der
Lage, arbeitstÃ¤glich sechs Stunden und mehr leichte bis mittelschwere Arbeiten
einfacher geistiger Art mit geringer Verantwortung zu verrichten. TÃ¤tigkeiten
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Ã¼berwiegend im Gehen, Stehen und Sitzen sowie in wechselnder KÃ¶rperhaltung
seien zumutbar. Nicht mehr leidensgerecht seien TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem
BÃ¼cken, Heben und Tragen von Lasten oder lÃ¤ngerdauernden Zwangshaltungen
der WirbelsÃ¤ule. TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck, Akkord, Schichtarbeit und
Nachtarbeit seien zu vermeiden. TÃ¤tigkeiten in geschlossenen RÃ¤umen seien
zumutbar. Aufgrund der chronischen SchmerzstÃ¶rung sollten aber TÃ¤tigkeiten
unter Einfluss von Witterung, Staub, DÃ¤mpfen und GerÃ¤uschen vermieden
werden. TÃ¤tigkeiten auf Leitern, GerÃ¼sten oder an sonst gefÃ¤hrdeten
ArbeitsplÃ¤tzen seien dem KlÃ¤ger nicht mehr mÃ¶glich. Eine zusÃ¤tzliche
Pausenregelung sei nicht erforderlich.

Der KlÃ¤ger ist dem Gutachten unter Vorlage eines Attests seiner behandelnden
Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H1 vom 28. November 2017
entgegengetreten. Darin heiÃ�t es, dass das laufende Rentenverfahren den KlÃ¤ger
belaste und die Ablehnung erneut zu einer depressiven Verstimmung und
RÃ¼ckzugssituation gefÃ¼hrt habe. Der KlÃ¤ger sei mit 19 Jahren aus politischen
GrÃ¼nden aus der T. geflÃ¼chtet und habe Ã¼ber 30 Jahre seine Heimatstadt und
seine AngehÃ¶rigen nicht mehr besuchen kÃ¶nnen. Es sei daher auch von einer
Posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung auszugehen. Im Rahmen seiner ersten
T.reise im Jahr 2016 habe er die damaligen AnschlÃ¤ge miterlebt, was als
Retraumatisierung aufgefasst werden kÃ¶nne. Sie schlage fÃ¼r den KlÃ¤ger eine
stationÃ¤re psychosomatische RehabilitationsmaÃ�nahme vor, um durch die
lÃ¤ngerfristige Beobachtung der Gesamtsituation die Entscheidung Ã¼ber seine
tatsÃ¤chliche ArbeitsfÃ¤higkeit treffen zu kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 8. August 2019
abgewiesen und ausgefÃ¼hrt, dass nach den vorliegenden medizinischen
Unterlagen das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zwar qualitativ eingeschrÃ¤nkt,
aber nicht aufgehoben oder zeitlich beschrÃ¤nkt sei. Es hat sich dabei den
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. angeschlossen.

Der KlÃ¤ger hat gegen das ihm am 14. August 2019 zugestellte Urteil am Montag,
den 16. September 2019 Berufung eingelegt. Er trÃ¤gt vor, das Sozialgericht habe
nicht berÃ¼cksichtigt, dass seine behandelnde Ã�rztin ihm eine Posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung bescheinigt habe, die aus seiner Flucht aus der T. resultiere.
Bei seiner ersten T.reise im Jahr 2016 habe er eine Retraumatisierung erlitten, da er
die AnschlÃ¤ge in Istanbul habe miterleben mÃ¼ssen. Eine weitere Traumatisierung
sei dadurch eingetreten, dass bei seiner Tochter 2002 kurz nach Vollendung ihres
18. Lebensjahres eine Schizophrenie diagnostiziert worden sei. Auch seine Ehefrau
sei psychisch schwerst erkrankt, weshalb ihr eine Erwerbsminderungsrente bewilligt
worden sei. Durch die Dauerbelastung aufgrund der Pflege der Tochter und der
Ehefrau sei es bei ihm zu einem ausgeprÃ¤gten ErschÃ¶pfungszustand gekommen.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem Vorbringen,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 8. August 2019 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 28. Juni 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 3. September 2015 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm eine
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Rente wegen Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt den angefochtenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend und
schlieÃ�t sich dem Gutachten von Dr. H. an.

Der Senat hat den Antrag des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe mit
Beschluss vom 5. Mai 2020 wegen fehlender Erfolgsaussicht abgelehnt. Mit
weiterem Beschluss vom 11. Juni 2020 hat der Senat die Berufung gegen den
Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) der
Berichterstatterin zur Entscheidung mit den ehrenamtlichen Richtern Ã¼bertragen.

Das Berufungsgericht hat sodann zur Vorbereitung der mÃ¼ndlichen Verhandlung
einen aktuellen Befundbericht von Dr. H1 vom 6. August 2020 angefordert.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Prozessakte sowie
die Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte und auch sonst zulÃ¤ssige Berufung (Â§Â§ 143
, 151 SGG) ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht
abgewiesen, denn die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und die
KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Versicherte haben gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 Sozialgesetzbuch
Sechstes Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller bzw. teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie voll bzw. teilweise erwerbsgemindert sind, in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Voll erwerbsgemindert
sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.
2 S. 2 SGB VI). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 1 S. 2 SGB VI). Erwerbsgemindert ist nicht, wer
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs. 3 SGB VI).

Diese Voraussetzungen sind nicht erfÃ¼llt. Das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
ist zwar insbesondere durch Erkrankungen auf psychiatrischem und internistischem
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Gebiet eingeschrÃ¤nkt, aber nicht aufgehoben oder zeitlich beschrÃ¤nkt.

Dies ergibt sich aus den vorliegenden medizinischen Unterlagen und insbesondere
aus dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. vom 25. September 2017. Der
SachverstÃ¤ndige ist zu den Diagnosen einer Angst und depressiven StÃ¶rung
gemischt sowie einer chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren gelangt. Er hat insoweit dargelegt, dass deshalb zwar
verschiedene qualitative EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens zu beachten
seien, der KlÃ¤ger aber die hiernach zumutbaren Arbeiten regelmÃ¤Ã�ig
vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nne. Er hat dies auch fÃ¼r das Berufungsgericht
nachvollziehbar damit begrÃ¼ndet, dass wÃ¤hrend der Untersuchung des KlÃ¤gers
keine vital-depressive Symptomatik oder ausgeprÃ¤gte Ã�ngste erkennbar
gewesen seien. Vielmehr seien Konzentration und Aufmerksamkeit wÃ¤hrend der
gesamten Zeit erhalten geblieben, der KlÃ¤ger sei freundlich zugewandt und
schwingungsfÃ¤hig gewesen und habe immer wieder gelÃ¤chelt. Er habe sich auch
nicht in seinem Schmerzerleben gefangen gezeigt. Zwar habe er nach dem
Aufstehen nach der zweistÃ¼ndigen Untersuchung einen langsamen und hinkenden
Gang gezeigt und Schmerzen angeben, er habe aber zuvor keine schmerzbedingten
Positionswechsel oder Ausgleichsbewegungen vorgenommen. Der
SachverstÃ¤ndige hat weiter darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger keine
Schmerzmedikation einnehme und keine schmerztherapeutischen Interventionen
stattgefunden hÃ¤tten. Ebenso habe eine hochdosierte Pharmakotherapie bisher
nicht stattgefunden, denn das zur Nacht eingenommene Antidepressivum habe in
der erfolgten Dosierung lediglich eine schlafanstoÃ�ende, aber keine antidepressive
Wirkung.

Das Gutachten von Dr. H. ist plausibel und frei von WidersprÃ¼chen. Auch Dr. G.
hatte in seinem Gutachten vom 1. September 2014 lediglich eine leichte depressive
Episode gesehen. Aus den Befundberichten der behandelnden Ã�rztin fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. H1 vom 23. August 2016, 28. November 2017 und 6.
August 2020 ergibt sich keine abweichende Beurteilung. Vielmehr hat sie zunÃ¤chst
lediglich die Diagnose einer Angst und Depression gemischt gestellt, welche
voraussetzt, dass bei gleichzeitigem Bestehen von Angst und Depression keine fÃ¼r
sich genommen eine eigenstÃ¤ndige Diagnose rechtfertigt (F41.2 ICD-10). In ihrem
Befundbericht vom 28. November 2017 hat sie auÃ�erdem bestÃ¤tigt, dass das
verordnete Antidepressivum lediglich schlaffÃ¶rdernd und eine Ã�nderung nicht
erforderlich sei. Ihr Vorschlag, zunÃ¤chst eine stationÃ¤re psychosomatische
RehabilitationsmaÃ�nahme durchzufÃ¼hren, um auf dieser Grundlage zu einer
Entscheidung Ã¼ber die tatsÃ¤chliche ArbeitsfÃ¤higkeit zu gelangen, weist auch
eher darauf hin, dass sie das Vorliegen einer relevanten Erwerbsminderung selbst
nicht fÃ¼r gesichert hÃ¤lt. Soweit sie darÃ¼ber hinaus nunmehr die Auffassung
vertreten hat, es sei von einer Posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung auszugehen,
hat sie dies durch keinerlei Befunde untermauert. Ihre bloÃ�e Angabe, der KlÃ¤ger
sei mit 19 Jahren aus der T. geflohen und bei seinem ersten Besuch im Sommer
2016 retraumatisiert worden, als er die damaligen AnschlÃ¤ge habe erleben
mÃ¼ssen, reicht hierfÃ¼r nicht aus. Im Ã�brigen hat auch der SachverstÃ¤ndige
Dr. H. diese Ereignisse in seinem Gutachten aufgefÃ¼hrt und bei seiner Beurteilung
daher berÃ¼cksichtigt. Auch das Vorliegen einer AnpassungsstÃ¶rung (F43.2
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ICD-10) hat er ausdrÃ¼cklich verneint. Aus dem Befundbericht von Dr. H1 vom 6.
August 2020 ergeben sich keine relevanten Ã�nderungen. Es werden vielmehr die
bisherigen Diagnosen sowie der Vorschlag, eine RehabilitationsmaÃ�nahme
durchzufÃ¼hren, wiederholt.

Auch die internistischen Erkrankungen des KlÃ¤gers vermÃ¶gen ein aufgehobenes
LeistungsvermÃ¶gen nicht zu begrÃ¼nden. Nach seinem Herzinfarkt im Jahr 2012
ist die Aufdehnung der Herzkranzarterien mit Stentimplantation erfolgreich
durchgefÃ¼hrt worden. Aus der Anschlussheilbehandlung in den S. Kliniken wurde
er als arbeitsfÃ¤hig fÃ¼r leichte bis mittelschwere Arbeiten entlassen. Eine
wesentliche Verschlechterung in der Folgezeit ist den vorliegenden Befundberichten
des behandelnden Kardiologen Dr. O. nicht zu entnehmen. Vielmehr hat dieser bei
den jÃ¤hrlichen Verlaufskontrollen regelmÃ¤Ã�ig von einem angiographisch sehr
gutem Langzeitergebnis berichtet.

SchlieÃ�lich sind auch im Berufungsverfahren keine UmstÃ¤nde vorgebracht
worden oder sonst ersichtlich, die zu einer abweichenden Bewertung fÃ¼hren oder
Anlass fÃ¼r weitere Ermittlungen geben wÃ¼rden. Der KlÃ¤ger hat seine Berufung
darauf gestÃ¼tzt, die Beurteilung von Dr. H. nicht fÃ¼r richtig zu halten. Dieser
Auffassung vermag sich das Berufungsgericht â�� wie dargelegt â�� nicht
anzuschlieÃ�en.

Ausgehend von einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen ist der KlÃ¤ger auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt zu verweisen, ohne dass hierbei die Arbeitsmarktlage zu
berÃ¼cksichtigen wÃ¤re (Â§ 43 Abs. 3 SGB VI). Zu Recht hat das Sozialgericht auch
festgestellt, dass eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit (Â§ 240 SGB VI) nicht in Betracht kommt. Zur BegrÃ¼ndung
wird gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen im
angefochtenen Gerichtsbescheid verwiesen, denen sich das Berufungsgericht
anschlieÃ�t.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen von Â§ 160 Abs.
2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 28.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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